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Das Gesetz für faire Verbraucherverträge hat bereits wichtige Verbesse-
rungen gebracht. So können Strom- und Gasverträge nicht mehr wirksam 
am Telefon abgeschlossen werden. Hier besteht eine ausdrückliche Bestäti-
gungspfl icht. Des Weiteren traten zum 1.3.2022 strengere Regelungen für 
stillschweigende Vertragsverlängerungen in Kraft.

Im nächsten Schritt wird ab dem 1.7.2022 für dauernde Schuldverhältnisse ein ver-
pfl ichtender Kündigungsbutton im Online-Bereich eingeführt. Ein Vertrag im Internet 
ist schnell geschlossen – oftmals genügt dafür ein Klick. Die Kündigung des Vertrags 
gestaltet sich meistens wesentlich schwieriger. Häufi g muss man sich durch mehrere 
Seiten klicken und am Ende doch noch per Brief oder Fax kündigen. Der Button als un-
komplizierte Kündigungsmöglichkeit im Online-Bereich soll hier Abhilfe schaffen. Erfüllt 
der Unternehmer die Voraussetzungen dafür nicht, kann ein Verbraucher einen Vertrag, 
jederzeit und ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist kündigen.

Seit dem 1.3.2022 sind strengere Regelungen für stillschweigende Vertrags-
verlängerungen in Kraft. Für Verträge, die ab diesem Datum geschlossen 
wurden, ist eine Allgemeine Geschäftsbedingung, wonach sich ein Verbrau-
chervertrag stillschweigend verlängert, nur dann wirksam, wenn dem Ver-

braucher das Recht eingeräumt wird, das verlängerte Vertragsverhältnis nach Ablauf der 
anfänglichen Vertragslaufzeit jederzeit mit einer Frist von höchstens einem Monat zu 
kündigen. Ferner darf auch für die Kündigung zum Ablauf der zunächst vorgesehenen 
Vertragsdauer nur eine Kündigungsfrist von höchstens einem Monat vorgesehen werden.
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Bitte beachten Sie: Für Verträge, die vor dem 1.3.2022 abgeschlossen wurden, gilt wei-
terhin die alte Regelung, dass stillschweigende Vertragsverlängerungen bis zu einem 
Jahr und Kündigungsfristen von bis zu 3 Monaten Dauer möglich sind.

Den Absender einer E-Mail trifft die volle Darlegungs- und Beweislast dafür, 
dass die E-Mail dem Empfänger zugegangen ist. Ihm kommt keine Beweis-
erleichterung zugute, auch wenn er nach dem Versenden keine Meldung 
über die Unzustellbarkeit der E-Mail erhält. Zu dieser Entscheidung kam das 
Landesarbeitsgericht Köln am 11.1.2022.

Wie auch bei einfacher Post ist es technisch möglich, dass die Nachricht nicht an-
kommt. Dieses Risiko kann nicht dem Empfänger aufgebürdet werden. Denn der Ver-
sender wählt die Art der Übermittlung der Willenserklärung und trägt damit das Risiko, 
dass die Nachricht nicht ankommt. Um sicherzustellen, dass eine E-Mail den Adressaten 
erreicht hat, hat der Versender über die Optionsverwaltung eines E-Mail-Programms die 
Möglichkeit, „eine Lesebestätigung“ anzufordern.

In dem Rechtsstreit stritten sich Arbeitgeber und Arbeitnehmer um die Verpfl ichtung 
des Arbeitnehmers, ein ihm zur Finanzierung einer Fortbildung gewährtes Darlehen an 
das Unternehmen zurückzuzahlen. In dem Darlehensvertrag war geregelt, dass die Firma 
auf die Rückzahlung des Darlehens verzichtet, wenn sie ihm aus betrieblichen Gründen 
nicht innerhalb von 5 Jahren nach Beendigung der Fortbildung die Übernahme in ein 
Arbeitsverhältnis anbietet. Ob der Arbeitnehmer eine E-Mail des Arbeitgebers mit einem 
Beschäftigungsangebot als Anlage am letzten Tag der Frist erhalten hat, war streitig. 
Die Firma verwies auf ihr Postausgangs- und Posteingangskonto, wonach die E-Mail 
verschickt wurde und sie keine Meldung der Unzustellbarkeit bekommen hatte. Laut 
Arbeitnehmer ging eine solche E-Mail erst 3 Tage später bei ihm ein. Die Firma hatte vor 
Gericht keinen Erfolg.

Planmäßig wird der gesetzliche Mindestlohn zum 1.7.2022 auf 10,45 € an-
gehoben. In seiner Sitzung am 23.2.2022 hat das Bundeskabinett allerdings 
den Entwurf eines Gesetzes zur Erhöhung des Schutzes durch den gesetz-
lichen Mindestlohn und zu Änderungen im Bereich der geringfügigen Be-
schäftigung beschlossen. 

In dem Entwurf ist verankert, dass der Mindestlohn zum 1.10.2022 auf 12 €/Stunde 
angehoben wird. Diese Erhöhung ist einmalig, denn zukünftige Anpassungen des Min-
destlohns erfolgen – wie bisher – auf Grundlage von Beschlüssen der Mindestlohnkom-
mission, erstmals wieder bis zum 30.6.2023 mit Wirkung zum 1.1.2024.

Ferner sieht der Gesetzentwurf auch die Erhöhung der Entgeltgrenze für Minijobs auf 
520 €/Monat vor, deren Ausgestaltung dynamisch sein soll, sodass künftig eine Wo-
chenarbeitszeit von 10 Stunden zum Mindestlohn ermöglicht wird.

Am 2.4.2022 einigten sich der Bundeswirtschaftsminister, die Bundesbau-
ministerin und der Bundesjustizminister auf eine Teilung der CO2-Kosten 
zwischen Vermietern und Mietern sowohl bei den Wohn- als auch Nicht-
wohngebäuden.

Mit einem Stufenmodell sollen anhand der spezifi schen CO2-Emissionen des vermiete-
ten Gebäudes die produzierten CO2-Kosten künftig anteilig entsprechend der Verant-
wortungsbereiche umgelegt werden. Je schlechter die Energiebilanz des jeweiligen Ge-
bäudes, desto höher ist der zu tragende Kostenanteil für die Vermieter.

Bei Wohnungen mit einer besonders schlechten Energiebilanz (>=52 kg CO2/m
2/a) über-

nehmen die Vermieter 90 % und die Mieter 10 % der CO2-Kosten. Je 50 % der CO2-
Kosten tragen Mieter und Vermieter bei einem Wert von 32 -< 37 kg CO2/m

2/a. Bei 
Gebäuden mit einem sehr effi zienten Standard (<12 kg CO2/m

2/a) müssen die Vermieter 
keine CO2-Kosten mehr tragen.
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Das Stufenmodell gilt für alle Wohngebäude einschließlich Wohn-, Alten- und Pfl ege-
heimen und Gebäude mit gemischter Nutzung, in denen Brennstoffe genutzt werden, 
die unter das Brennstoffemissionshandelsgesetz (BEHG) fallen. Die Festlegung der von 
den Parteien pro Wohneinheit zu tragenden CO2-Kosten erfolgt über die Heizkostenab-
rechnung. Den Vermietern werden mit der Brennstoffrechnung alle für die Berechnung 
erforderlichen Daten an die Hand gegeben, sodass sie die Verteilung der CO2-Kosten 
leicht ermitteln können.

Bei Nichtwohngebäuden wie z. B. Gewerberäumen greift die 50:50-Aufteilung, die be-
reits im Koalitionsvertrag als Möglichkeit festgelegt wurde. Die Mietparteien können, 
sofern sie handelseinig werden, einen Ausgleich z. B. über die Mietkosten vereinbaren.

Anmerkung: Geplant ist, dass die Regelung zum 1.1.2023 in Kraft tritt.

In einem vom Bundesgerichtshof am 24.9.2021 entschiedenen Fall hatte der 
Käufer einer Immobilie den Kaufvertrag wegen arglistiger Täuschung wirk-
sam angefochten. Er verlangte vom Verkäufer die Rückzahlung des Kauf-
preises – hilfsweise Zug um Zug gegen Rückübertragung des Grundstücks 

– sowie Zahlung von Schadensersatz, darunter auch den Ersatz der für die Maklerprovi-
sion und die Grunderwerbsteuer aufgewandten Beträge. 

Die von ihm an den Makler gezahlte Provision und entrichtete Grunderwerbsteuer stel-
len ersatzfähige Schadensersatzpositionen und nutzlose Aufwendungen dar. 

Ersatz- oder Rückforderungsansprüche, die dem von einer Pfl ichtverletzung Betroffenen 
gegenüber Dritten (z. B. Fiskus, Makler) entstehen, schließen die Annahme eines Scha-
dens im Verhältnis zu ihm und dem für die Pfl ichtverletzung Verantwortlichen nicht aus. 
Der Geschädigte muss sich nicht darauf verweisen lassen, dass er einen Anspruch gegen 
einen Dritten hat, der zum Ausgleich seiner Vermögensbeeinträchtigung führen könnte. 
Es steht ihm in dieser Situation frei, wen er in Anspruch nimmt. 

Nimmt er den Verkäufer in Anspruch, sind die Erstattungsansprüche gegenüber dem 
Makler und dem Fiskus an diesen abzutreten. Dadurch soll er den Aufwand, der mit der 
Durchsetzung des anderen – durch die Pfl ichtverletzung entstandenen – Anspruchs ver-
bunden ist, und das diesbezügliche Insolvenzrisiko auf den Schädiger verlagern können.

Während des sog. „Lockdowns“ Ende 2020 mussten viele Geschäfte schlie-
ßen. Die Mietverträge liefen trotzdem weiter, obwohl häufi g kein Gewinn 
mehr erwirtschaftet werden konnte. Der Gesetzgeber hat darauf mit einem 
neuen Gesetz reagiert, nach dem ein „Wegfall der Geschäftsgrundlage“ ver-
mutet wird, wenn die gemieteten Räumlichkeiten wegen des Lockdowns 

nicht oder nur noch mit erheblichen Einschränkungen verwendet werden können. Da-
rauf berief sich auch ein Möbelhaus in Osnabrück und verlangte die Reduzierung der 
Miete für eine angemietete Lagerhalle.

Das Oberlandesgericht Oldenburg entschied am 29.3.2022 dazu, dass kein Anspruch auf 
eine Anpassung der Miete besteht, da die Lagerhalle in der Lockdown-Zeit durchaus 
nutzbar war. Die Firma hatte die Möbel nämlich online vertrieben und auch stationäre 
Verkäufe über „click & collect“ getätigt. Die Lagerhalle war in ihrer Funktion durch den 
Lockdown daher gerade nicht betroffen gewesen. Etwas anderes könnte ggf. für das 
Ladengeschäft selbst gelten.

Die Revision zum Bundesgerichtshof wurde zugelassen, weil die Sache grundsätzliche 
Bedeutung hat und noch nicht höchstrichterlich geklärt ist, ob die neue Gesetzesrege-
lung auch auf Lagerhallen anzuwenden ist.

Ist im Reiseprospekt bei der Beschreibung einer Flugpauschalreise der Bahn-
transfer zum Flughafen ohne Hinweis auf ein zusätzliches Entgelt als „Vor-
teil“ aufgeführt, ist dies aus Kundensicht i. d. R. dahin zu verstehen, dass es 
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sich um eine vom Reiseunternehmen angebotene Leistung handelt, die vom genannten 
Pauschalpreis umfasst ist.

Dieser Entscheidung des Bundesgerichtshofs (BGH) vom 29.6.2021 lag der nachfolgende 
Sachverhalt zugrunde: Ein Ehepaar hatte eine Pauschalreise zum Preis von ca. 3.600 € 
gebucht. Der Hinfl ug sollte am 25.11.2017 um 12:05 Uhr vom Flughafen Düsseldorf 
starten. Die Beschreibung der Reise im Werbeprospekt enthielt u. a.: „Vorteil: Zug zum 
Flug 2. Klasse incl. ICE-Nutzung“. Nach Auskunft der Bahn sollte das Ehepaar bei einer 
Abfahrt vom Heimatbahnhof um 5:29 Uhr um 9:27 Uhr am Flughafen Düsseldorf ein-
treffen. Tatsächlich erreichten sie den Flughafen erst um 11:35 Uhr. Zu diesem Zeitpunkt 
war der Einsteigevorgang bereits abgeschlossen. Die Reisenden wurden abgewiesen und 
konnten das Flugzeug, das pünktlich startete, nicht mehr erreichen. In einem kurz nach 
dem Start des Flugzeugs geführten Telefonat bot das Reiseunternehmen die Buchung 
eines Ersatzfl ugs für einen Aufpreis von 2.400 € an. Das Angebot lehnte das Ehepaar ab, 
trat die Heimreise an und verlangte die Erstattung des Reisepreises und eine Entschädi-
gung für entgangene Urlaubsfreude. 

Die BGH-Richter entschieden zugunsten des Ehepaares, da die Zugfahrt Teil der Pau-
schalreise war.

Der Europäische Gerichtshof (EuGH) entschied am 7.4.2022 über den nach-
folgenden Sachverhalt: 3 Fluggäste buchten über ein Reisebüro mit einer 
einzigen Buchung bei Lufthansa einen Flug von Brüssel (Belgien) nach San 
José (Vereinigte Staaten) mit Zwischenlandung in Newark (Vereinigte Staa-
ten). Der gesamte Flug wurde von United Airlines, einem in den Vereinigten 

Staaten ansässigen Luftfahrtunternehmen, durchgeführt. Die Fluggäste erreichten ihr 
Endziel mit einer Verspätung von 223 Minuten. Aufgrund der EU-Fluggastrechteverord-
nung wurde eine Ausgleichsleistung von United Airlines gefordert.

Fluggäste eines verspäteten Fluges können von einem Nicht-EU-Luftfahrtunternehmen 
eine Ausgleichsleistung verlangen, wenn dieses Unternehmen den gesamten Flug im Na-
men eines EU-Luftfahrtunternehmens durchgeführt hat, entschieden die EuGH-Richter.
Sie wiesen darauf hin, dass ein Flug mit einmaligem oder mehrmaligem Umsteigen, der 
Gegenstand einer einzigen Buchung war, für einen Ausgleichsanspruch der Fluggäste 
eine Gesamtheit darstellt. Die Anwendbarkeit der Fluggastrechteverordnung muss näm-
lich im Hinblick auf den ersten Abfl ugort und das Endziel des Fluges beurteilt werden.

Der Gerichtshof hat außerdem klargestellt, dass das Nicht-EU-Luftfahrtunternehmen 
(United Airlines), das mit den Fluggästen keinen Beförderungsvertrag geschlossen hat, 
den Flug aber durchführt, die Ausgleichsleistung für Fluggäste schulden kann. Das Luft-
fahrtunternehmen, das im Rahmen seiner Tätigkeit der Beförderung von Fluggästen die 
Entscheidung trifft, einen bestimmten Flug durchzuführen – die Festlegung der Flugroute 
eingeschlossen – ist nämlich das ausführende Luftfahrtunternehmen.

Der Bundesgerichtshof (BGH) hatte am 17.3.2022 über die Frage entschie-
den, ob der Staat für Einnahmeausfälle haftet, die durch fl ächendeckende 
vorübergehende Betriebsschließungen oder Betriebsbeschränkungen auf-
grund von staatlichen Maßnahmen zur Bekämpfung des Coronavirus und 
der dadurch verursachten Corona-Krankheit entstanden sind.

Hilfeleistungen für von einer Pandemie schwer getroffene Wirtschaftsbereiche sind 
keine Aufgabe der Staatshaftung, entschieden die BGH-Richter. Vielmehr folgt aus 
dem Sozialstaatsprinzip des Grundgesetzes, dass die staatliche Gemeinschaft Lasten 
mitträgt, die aus einem von der Gesamtheit zu tragenden Schicksal entstanden sind und 
nur zufällig einen bestimmten Personenkreis treffen.

Hieraus folgt zunächst nur die Pfl icht zu einem innerstaatlichen Ausgleich, dessen nähe-
re Gestaltung weitgehend dem Gesetzgeber überlassen ist. Erst eine solche gesetzliche 
Regelung kann konkrete Ausgleichsansprüche der einzelnen Geschädigten begründen. 
Dieser sozialstaatlichen Verpfl ichtung kann der Staat z. B. dadurch nachkommen, dass 
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er – wie im Fall der Corona-Pandemie geschehen – haushaltsrechtlich durch die Parla-
mente abgesicherte Ad-hoc-Hilfsprogramme aufl egt („Corona-Hilfen“), die die gebote-
ne Beweglichkeit aufweisen und eine lageangemessene Reaktion z. B. durch kurzfristige 
existenzsichernde Unterstützungszahlungen an betroffene Unternehmen erlauben.

Erkrankt ein Arbeitnehmer während des Urlaubs, so werden die durch ärzt-
liches Zeugnis nachgewiesenen Tage der Arbeitsunfähigkeit auf den Jah-
resurlaub nicht angerechnet. Diese Regelung aus dem Bundesurlaubsgesetz 
(BUrlG) fi ndet jedoch keine analoge Anwendung, wenn ein nicht arbeitsun-

fähig erkrankter Arbeitnehmer während seines Urlaubs aufgrund einer Absonderungsa-
nordnung (Quarantäne) des Gesundheitsamtes wegen eines Ansteckungsverdachts mit 
einer Covid 19-Infektion das Haus nicht verlassen darf.

Der Sinn und Zweck dieser Regelung im BUrlG besteht darin, dass eine eintretende Ar-
beitsunfähigkeit den Urlaubsanspruch des Arbeitnehmers nicht mindern soll. Eine Qua-
rantäneanordnung ist nach einem Urteil des Landesarbeitsgerichts Schleswig-Holstein 
vom 15.2.2022 nicht mit der Arbeitsunfähigkeit während des Urlaubs gleichzusetzen. 
Wie ein Arbeitnehmer sich erholt, bleibt ihm überlassen.

Er kann den Urlaub auch während der ganzen Zeit zuhause spielend vor der PC-Konsole 
oder im Wohnzimmer liegend verbringen. In diesen Fällen wird er durch eine Quaran-
täne überhaupt nicht in der Verwirklichung des Urlaubszwecks beeinträchtigt. Bei einer 
Analogie kommt es jedoch auf die typische Vergleichbarkeit an und nicht auf den im 
Einzelfall festzustellenden Grad der Beeinträchtigung.

Die analoge Anwendung der Regelung im BUrlG kann danach nicht davon abhängen, 
wie ein Arbeitnehmer im konkreten Fall beabsichtigte, seinen Urlaub zu verbringen.

Grundsätzlich erbringen Sozialleistungsträger jedem Hilfsbedürftigen Sozial-
leistungen. Allerdings können sie sich das Geld auch zurückholen, wenn der 
Hilfsbedürftige noch Ansprüche gegen Dritte hat. Die Sozialleistungsträger 
können diese Ansprüche auf sich überleiten und dann selbst gegen die Drit-
ten geltend machen. 

Zu solchen Ansprüchen gegenüber Dritten können auch erbrechtliche Ansprüche gehö-
ren. Wird also jemand, dem der Staat Sozialleistungen gewährt hat, Erbe, kann er diesen 
Anspruch auf sich überleiten und ihn gegenüber den anderen Erben geltend machen.

Zu dieser Problematik hatte das Oberlandesgericht Oldenburg über folgenden Sachver-
halt zu entscheiden: Eine Stadt hatte für einen Mann über Jahre ca. 19.000 € Sozial-
leistungen erbracht. Als seine Mutter im Jahr 2015 verstarb, setzte diese den Sohn des 
Mannes, also ihren Enkel, als Alleinerben ein. Der Mann selbst wurde nicht Erbe und 
hatte somit nur einen Pfl ichtteilsanspruch. Er selbst verstarb im Jahr 2020. Die Stadt 
hatte den Pfl ichtteilsanspruch des Mannes gegenüber seiner verstorbenen Mutter in 
Höhe der erbrachten Sozialleistungen auf sich übergeleitet. Sie wandte sich nach dessen 
Tod dann an den Enkelsohn als Pfl ichtteilsschuldner und verlangte Zahlung. Mit Erfolg, 
wie die Richter entschieden.

Beschäftigte haben nach dem 11. Sozialgesetzbuch für das Jahr 2020 An-
spruch auf eine Corona-Prämie, wenn sie im Zeitraum vom 1.3.2020 bis 
einschließlich 31.10.2020 mindestens 3 Monate für eine zugelassene Pfl e-
geeinrichtung tätig waren.

Nach einer Entscheidung des Landesarbeitsgerichts Berlin-Brandenburg vom 24.3.2022 
muss diese 3-monatige Arbeitsleistung im Bemessungszeitraum nicht zusammenhän-
gend erfolgen. Unterbrechungen aufgrund von Krankheit lassen den Anspruch auf die 
Prämie nicht entfallen, wenn die Zusammenrechnung der einzelnen Tätigkeitszeiträume 
im Berechnungszeitraum 3 Monate ergibt. Da der Monat mit 30 Tagen zu rechnen ist, 
muss der Tätigkeitszeitraum insgesamt 90 Tage im Bemessungszeitraum umfassen.
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Basiszinssatz: seit 1.7.2016 = -0,88 %; 1.1.2015 – 30.6.2016 = –0,83 %; 1.7.2014 – 31.12.2014 = –0,73 %
(§ 247 Abs. 1 BGB) Ältere Basiszinssätze fi nden Sie im Internet unter: 
  http://www.bundesbank.de/info/info_zinssaetze.php

Verzugszinssatz: Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern: Basiszinssatz + 5-%-Punkte
(§ 288 BGB; seit 1.1.2002) Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern (bis 28.7.2014):  Basiszinssatz + 8-%-Punkte
  Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern (ab 29.7.2014):  Basiszinssatz + 9-%-Punkte
  zzgl. 40 € Pauschale

Verbraucherpreisindex  2022: März = 115,3; Februar = 112,5; Januar = 111,5  
2015 = 100  2021: Dezember = 111,1; November = 110,5; Oktober = 110,7; September = 110,1;  
  August = 110,1; Juli = 110,1; Juni = 109,1; Mai = 108,7; April = 108,2  Ältere  
  Verbraucherpreisindizes fi nden Sie im Internet unter: http://www.destatis.de – Konjukturindikatoren – 

Bitte beachten Sie, dass dieses Informationsschreiben eine individuelle Beratung nicht ersetzen kann!
 Eventuelle Änderungen, die nach Ausarbeitung dieses Schreibens erfolgen, werden erst in der nächsten Ausgabe berücksichtigt. 
Trotz sorgfältiger und gewissenhafter Bearbeitung aller Beiträge übernehmen wir keine Haftung für den Inhalt.

In der Praxis wird nicht selten eine Immobilie mit der Bedingung übertra-
gen, dass ein Wohnrecht eingetragen und der Übertragende vom Empfänger 
gepfl egt wird. 

So auch in einem vom Bundesgerichtshof entschiedenen Fall. Ein Mann, der zuvor ei-
nen schweren Herzinfarkt erlitten hatte, übertrug sein mit einem Wohnhaus bebautes 
Grundstück auf seine Schwester. Als Gegenleistung bestellte diese ihrem Bruder ein 
Wohnrecht an bestimmten Räumen des Hauses und verpfl ichtete sich, ihn lebenslang zu 
betreuen und zu pfl egen. Sie wurde als Eigentümerin in das Grundbuch eingetragen und 
bezog das Haus zusammen mit ihrem Ehemann, ihrer Tochter und ihrem Schwiegersohn. 
In der Folgezeit kam es zu Streitigkeiten zwischen den Geschwistern. Ab Februar oder 
März 2014 erbrachte die Schwester keine Pfl egeleistungen mehr. Darauf erklärte der 
Bruder den Rücktritt von dem Vertrag, weil seine Schwester von ihm Miete verlangte 
und ihn bedrängt und genötigt hatte.

Bei einem Übertragungsvertrag mit Pfl egevereinbarung unter Geschwistern ist die dauer-
hafte, von gegenseitigem Vertrauen der Parteien getragene Beziehung im Zweifel Ge-
schäftsgrundlage des Vertrags. Ist das Verhältnis zwischen dem Übertragenden und 
dem Übernehmenden heillos zerrüttet, führt dies – vorbehaltlich vertraglicher Verein-
barungen – zu dem Wegfall der Geschäftsgrundlage. Das kann eine Rückübertragung 
der Immobilie zur Folge haben. Denn sollte eine Vertragsanpassung in Form von Geld-
leistungen nicht möglich bzw. dem Bruder wegen der fi nanziellen Verhältnisse seiner 
Schwester nicht zumutbar sein, könnte er die Rückübertragung des zugewendeten Ei-
gentums an dem Hausgrundstück verlangen.

Ziel der BAföG-Reform ist es, die Zahl der Empfänger deutlich zu steigern. 
Das soll z. B. durch die Anhebung der Freibeträge, der Bedarfssätze sowie 
der Altersgrenzen geschehen. Vorgesehen sind u. a. folgende Maßnahmen:

 » Die Erhöhung der Freibeträge um 20 %, die Anhebung der Bedarfssätze und des 
Kinderbetreuungszuschlags um 5 % sowie die Anhebung des Wohnzuschlags für 
BAföG-Empfänger, die nicht bei den Eltern wohnen, auf 360 €.

 » Die Altersgrenze wird auf 45 Jahre zu Beginn des zu fördernden Ausbildungsab-
schnitts angehoben und vereinheitlicht.

 » Die digitale Beantragung des BAföG wird vereinfacht und nach der Umsetzung kom-
plett digital angeboten werden.

 » Künftig sollen einjährige, in sich abgeschlossene Auslandsstudiengänge gefördert 
werden. Das gilt auch, wenn sie komplett in Drittstaaten (außerhalb der EU) absol-
viert werden.

 » Ferner wird die Möglichkeit eines Erlasses der Darlehensrestschuld nach 20 Jahren 
auch für Rückzahlungsverpfl ichtete in Altfällen eingeräumt.

Die Änderungen sollen zum 1.8.2022 in Kraft treten, damit die Wirkung für BAföG-
Geförderte bereits im kommenden Wintersemester oder Schuljahr spürbar ist.

14. Übertragung einer Immobilie 
mit Pfl egevereinbarung

15. BAföG-Reform


